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Behandlungsfehler kommen jedoch glückli‑
cherweise selten vor, und nicht alle sind so 
gravierend, wie sie in den Medien gelegent‑
lich dargestellt werden. Im Vergleich zu den 
jährlich etwa 700 Millionen Behandlungen 
im ambulanten Bereich und mehr als 19 
Millionen Behandlungen in Kliniken bewegt 
sich die Zahl der Behandlungsfehler im  
Promillebereich und ist sehr gering.

Trotzdem kann jeder Einzelfall für die 
Patientin oder den Patienten schwerwie‑
gende Folgen haben. Sie bzw. er leidet  
dann unter zusätzlichen gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen bis hin zu erheblichen 
Einschränkungen ihres bzw. seines Lebens. 
Manchmal führt ein Behandlungsfehler  
sogar zum Tod eines Menschen. Nicht  
zuletzt kann ein Behandlungsfehler auch 
für die Ärztinnen und Ärzte nachhaltige 
Konsequenzen haben, etwa ein Verlust des 
Ansehens, finanzielle Einbußen oder gar 
das Ende ihrer beruflichen Existenz.
Behandlungsfehler führen außerdem zu 
insgesamt erhöhten Behandlungskosten, 
Arbeitsausfällen und zuweilen auch zu  
Rentenansprüchen der Geschädigten, die 
letztlich von allen Versicherten getragen 
werden müssen.

Alle am Gesundheitswesen Beteiligten haben 
deswegen ein großes Interesse daran,  
Behandlungsfehler zu vermeiden bzw. aus 
ihnen zu lernen. 

Es kann durchaus vorkommen, dass Be‑
schwerden von Patientinnen und Patienten 
nicht ernst genommen werden. 
 
Andererseits werden Ärztinnen, Ärzte und 
Krankenhäuser nicht selten mit unberech‑ 
tigten Vorwürfen konfrontiert.

Die Diskussion um einen vermuteten Behand‑ 
lungsfehler sollte das Vertrauensverhältnis, 
das die Menschen im Gesundheitswesen 
eingehen, nicht beeinträchtigen. Tagtäglich 
arbeiten Tausende von medizinischen Fach‑
leuten nach bestem Wissen und Gewissen, 
sorgfältig und zum Wohle ihrer Patientinnen 
und Patienten, auch in Notfällen, unter Stress 
und bei nicht immer idealen Arbeitsbedingun‑
gen. 

Besteht der Verdacht auf einen Behandlungs‑ 
fehler, ist man als Patientin oder Patient  
häufig rat- und hilflos: Soll ich die Ärztin oder 
den Arzt darauf ansprechen? Handelt es sich 
überhaupt um einen Behandlungsfehler oder 
vielmehr um eine Komplikation, die nicht zu 
vermeiden war? Wer hilft mir, das herauszu‑
finden? Wer steht an meiner Seite? Habe ich 
überhaupt eine Chance, gehört zu werden?

WO GEARBEITET WIRD, PASSIEREN FEHLER – AUCH BEI DER ÄRZTLICHEN 
UND ZAHNÄRZTLICHEN BEHANDLUNG (IM WEITEREN TEXT SIND IMMER 
BEIDE ÄRZTEGRUPPEN GEMEINT). 

BEHANDLUNGSFEHLERN
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Gesicherte Zahlen über Behandlungsfehler 
gibt es für Deutschland nicht. Statistisch 
erfasst werden nur die Fälle, die dem 
Medizinischen Dienst der Krankenversi‑
cherung (MDK) sowie den Gutachter‑ 
kommissionen und Schlichtungsstellen 
der Ärztekammern vorgelegt werden (ihre 
Aufgaben werden auf Seite 14–15 
beschrieben). Der MDK kann bei einem 
vermuteten Behandlungsfehler über die 
Krankenversicherung in Anspruch genom‑
men werden, an die Gutachterkommis‑ 
sionen und Schlichtungsstellen können 
sich Patientinnen und Patienten direkt 
wenden.

Im Jahr 2015 hat der Medizinische Dienst 
der Krankenversicherung 14.828 Behand‑
lungsfehler-Vorwürfe begutachtet. In mehr 
als jedem vierten Fall (27,4 %) wurde ein 
Behandlungsfehler bestätigt, bei etwa drei 
Vierteln nicht (Anzahl der bestätigten 
Behandlungsfehler: 4.064).

Bei den Gutachterkommissionen und 
Schlichtungsstellen der Ärztekammern 
wurden im Jahr 2015 darüber hinaus 7.215 
Anträge zu mutmaßlichen Behandlungs‑
fehlern bearbeitet. 2.132 (29,1 %) wurden 
bestätigt, bei 70,5 % konnte ein Behand‑
lungsfehler nicht nachgewiesen werden.
Hinzu kommt eine hohe Dunkelziffer, weil 
Behandlungsfehler nicht erkannt, nicht  
gemeldet oder nicht verfolgt werden. 
 
Die wenigsten Laien können nämlich unter‑
scheiden, ob es sich um einen Behand‑
lungsfehler handelt oder um eine 
Komplikation, die nicht zu vermeiden war.

Mit dieser Broschüre wollen wir  
Antworten auf diese und andere  
Fragen geben, damit Sie wissen,  
was Sie bei einem vermuteten  
Behandlungsfehler tun können.  
 
Wir, die BARMER GEK,  
beraten Sie dabei.

BEHANDLUNGSFEHLER
KOMMEN VOR
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Denn der Bundesgerichtshof (BGH) beschreibt Behand‑
lungsfehler in einem Grundsatzurteil vom 06.05.2003  
(Az: VI ZR 259/02) nur sehr allgemein: »Das Absehen von 
einer medizinisch gebotenen Vorgehensweise begründet 
einen ärztlichen Behandlungsfehler.« Konkret bedeutet 
dies, dass die Ärztin oder der Arzt verpflichtet ist, eine 
dem Stand der medizinischen Wissenschaft entspre‑
chende Diagnose, Therapie und Aufklärung durchzufüh‑
ren. Erfolgt dies nicht angemessen, sorgfältig, richtig oder 
zeitgerecht, kann ein Behandlungsfehler vorliegen.

Behandlungsfehler werden häufig auch als »Kunstfehler« 
bezeichnet. Das erklärt sich daraus, dass die Behandlung 
nach den »Regeln der ärztlichen Kunst« erfolgen muss.

Wird ein Behandlungsfehler 
nachgewiesen, haben Sie 
möglicherweise Anspruch 
auf Schadensersatz. 
Die Höhe ist im Einzelfall 
abhängig von den Folgen 
des durch den Behand‑
lungsfehler eingetretenen 
Gesundheitsschadens.

WAS IST EIN BEHANDLUNGSFEHLER?

WAS ALS BEHANDLUNGSFEHLER ANZUSEHEN IST, MUSS IM EINZELFALL 
IMMER DURCH EIN MEDIZINISCHES GUTACHTEN GEKLÄRT WERDEN.
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Bei dem Nachweis eines Behandlungs‑ 
fehlers ist daher immer im Einzelfall die 
Frage zu klären, ob eine Komplikation oder 
ein unbefriedigender Verlauf einer Behand‑
lung unvermeidbar war oder ob dies durch  
mangelnde ärztliche Sorgfalt verursacht 
oder mit verursacht wurde. 
Eine Wunde, die sich nach einer Zahn‑ 
operation nicht schließt, ein nach einem 
Bruch schief zusammengewachsener  
Knochen oder eine instabile Knieprothese 
sind häufig auch für medizinische Laien 

DIE ÄRZTIN ODER DER ARZT SCHULDET IHNEN NICHT DEN ERFOLG BEI 
EINER BEHANDLUNG, SONDERN EINE SOLCHE BEHANDLUNG, DIE DEM 
MEDIZINISCHEN STANDARD ENTSPRICHT.  
ABER NICHT IMMER FÜHRT EINE BEHANDLUNG ZUM GEWÜNSCHTEN ER‑ 
GEBNIS, UND ES KANN ZU UNVERMEIDBAREN KOMPLIKATIONEN KOMMEN. 

erkennbar. Wird allerdings ein Medika‑
ment verwechselt, jemand schlecht auf 
eine Zuckerkrankheit eingestellt oder bei 
einer psychischen Erkrankung nicht richtig 
behandelt, ist das für Laien und selbst für 
Fachleute häufig schwer zu erkennen.

UNVERMEIDBARE KOMPLIKATION
ODER BEHANDLUNGSFEHLER?

Ob ein Behandlungsfehler vorliegt, 
lässt sich also oftmals nicht leicht fest‑
stellen und muss dann im Einzelfall 
durch ein medizinisches Gutachten 
geklärt werden.
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Die am häufigsten nachgewiesenen 
Behandlungsfehler in Krankenhäusern 
traten bei der Behandlung von Hüftge‑
lenksarthrosen und im Zusammenhang 
mit Prothesen für Hüften und Knie sowie 
bei der Versorgung von Knochenbrüchen 
auf.

Bei niedergelassenen Ärztinnen und  
Ärzten wurden vor allem Behandlungs‑
fehler bei zahnärztlichen Eingriffen, bei 
kleinen operativen Eingriffen am Fuß 
(zum Beispiel Hammerzehen) und bei der 
Behandlung von Knie- und Hüftgelen
karthrosen bestätigt. Auch falsche 
Diagnosen von Brustkrebs kamen häufig 
vor. Die Zahl ist in den letzten Jahren 
jedoch zurückgegangen.

Behandlungsfehler können bei jeder ärzt‑ 
lichen Tätigkeit passieren, beispielsweise im 
Rahmen der ärztlichen Aufklärungspflicht. 
Diese beinhaltet die Information der Patien‑
tin oder des Patienten über eine Erkrankung 
und die geplante Diagnostik oder eine 
Therapiemaßnahme im Rahmen der Heil
behandlung. Weitere mögliche Fehlerquellen 
sind diagnostische und therapeutische Ein‑
griffe. Die Ursachen eines Behandlungs
fehlers können auch in der Organisation von 
Praxis oder Krankenhaus, der Dokumenta
tion einer Behandlung, pflegerischen Maß‑
nahmen oder dem Einsatz von Medizinpro‑
dukten, beispielsweise Hüftprothesen oder 
Herzschrittmachern, liegen.
Nach den Erfahrungen des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung ist in den 
meisten Fällen nicht nur ein einzelnes Ver‑
säumnis die Ursache für einen Behandlungs‑
fehler. Häufig kommt es zu einer Verkettung 
mehrerer Fehler.

Was Sie im Fall eines vermuteten 
Behandlungsfehlers tun können, zeigen 
wir Ihnen auf den folgenden Seiten.  
Wenn Sie Fragen dazu haben, hilft Ihre 
BARMER GEK Ihnen weiter und berät  
Sie beim weiteren Vorgehen.

KRANKENHÄUSER WERDEN DEUTLICH HÄUFIGER MIT FEHLERVOR‑ 
WÜRFEN KONFRONTIERT ALS NIEDERGELASSENE ÄRZTINNEN UND ÄRZTE. 
ETWA ZWEI DRITTEL DER FÄLLE, DIE DEM MEDIZINISCHEN DIENST DER 
KRANKENVERSICHERUNG ZUR PRÜFUNG GEMELDET WERDEN, RICHTEN 
SICH GEGEN KRANKENHÄUSER.

WO KOMMEN WELCHE
BEHANDLUNGSFEHLER VOR?
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Oft lässt sich nicht so einfach beurteilen, ob es sich  
tatsächlich um einen Behandlungsfehler handelt. Außer‑
dem muss der daraus entstandene Schaden von der  
Patientin oder dem Patienten nachgewiesen werden. 
Bestehen Zweifel oder ist bereits ein Schadensfall einge‑
treten, ist es deshalb gut zu wissen, welche Möglich‑ 
keiten der Beratung bestehen und welche fachlichen 
sowie finanziellen Hilfen beansprucht werden können.

Von einer gütlichen Eini‑
gung im Gespräch über 
außergerichtliche Abspra‑
chen bis hin zu einem 
gerichtlichen Verfahren ist 
vieles denkbar. Deshalb ist 
es immer wichtig, sorg‑ 
fältig abzuwägen, welches 
Vorgehen im Einzelfall 
sinnvoll, angemessen und 
nicht zuletzt auch erfolg‑
versprechend ist.

DIE EIGENEN MÖGLICHKEITEN UND SPIELRÄUME ZU KENNEN, IST VOR-
AUSSETZUNG DAFÜR, BEI EINEM BEHANDLUNGSFEHLER SELBSTBEWUSST 
VERHANDELN UND BESTEHENDE RECHTE EINFORDERN ZU KÖNNEN. 
IM ERNSTFALL RECHTE DURCHZUSETZEN IST JEDOCH UNTER UMSTÄNDEN 
NICHT LEICHT.

IHRE RECHTE BEI EINEM
VERMUTETEN BEHANDLUNGSFEHLER
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BERATUNG DURCH DIE BARMER GEK

Die BARMER GEK unterstützt Sie durch 
umfassende Informationen und kompe‑
tente Beratung bei einem vermuteten 
Behandlungsfehler. Weiterhin hilft sie  
Ihnen bei der Entscheidung für bestimmte 
Beratungsangebote, Anlaufstellen und 
Vorgehensweisen und steht Ihnen bei 
der Beantragung von medizinischen  
Gutachten zur Seite.
Das erste Gespräch bei einem vermu‑ 
teten Behandlungsfehler sollte daher 
immer mit der BARMER GEK geführt 
werden, sei es persönlich in einer unserer 
Geschäftsstellen oder telefonisch über 
unser Behandlungsfehler-Telefon.

UNABHÄNGIGE PATIENTEN‑ 
BERATUNG DEUTSCHLAND (UPD)

Die Unabhängige Patientenberatung 
Deutschland (UPD) ist ein Verbund gemein‑
nütziger regionaler Informations- und  
Beratungsstellen. Unabhängige Patienten‑
beratungsstellen können Sie kostenfrei zu 
Gesundheits-, Rechts- und psychosozialen 
Fragen beraten. Sie unterstützen Sie auch 
bei einem Verdacht auf einen Behandlungs‑
fehler. 

Anfragen können Sie über das bundesweit 
kostenfreie Beratungstelefon sowie online 
über die Internetseite der UPD stellen.  
Dort finden Sie auch die Patientenbera‑
tungsstelle in Ihrer Nähe.

IST EIN SCHADEN EINGETRETEN, 
DER MÖGLICHERWEISE VON 
EINEM BEHANDLUNGSFEHLER 
HERRÜHRT, EMPFIEHLT SICH 
EINE BERATUNG ÜBER DAS 
WEITERE VORGEHEN. FÜR EINE 
ERSTE ORIENTIERUNG UND 
HILFE BIETEN SICH VERSCHIE‑ 
DENE ANLAUFSTELLEN AN.

Nähere Angaben zur Unabhängigen 
Patientenberatung Deutschland (UPD)  
finden Sie unter: 

www.unabhaengige-patientenberatung.de

Das Behandlungsfehler-Telefon  
erreichen Sie über unseren Telefonser‑
vice, der an sieben Tagen in der Woche 
rund um die Uhr besetzt ist:

0800 333 1010*

*	 �Anrufe aus dem deutschen Fest- und  
Mobilfunknetz sind für Sie kostenfrei.

BERATUNG
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VERBRAUCHERZENTRALEN

Verbraucherzentralen finden Sie in allen 
Bundesländern und in vielen Städten. Fast 
alle bieten eine unabhängige Beratung bei 
rechtlichen Fragen zu Gesundheitsdienst‑
leistungen an und können auch bei einem 
Verdacht auf einen Behandlungsfehler aktiv 
werden. Die Beratung ist gebührenpflichtig.

SELBSTHILFEGRUPPEN

Selbsthilfegruppen mit Angeboten zur 
Beratung und Unterstützung bei speziellen 
Krankheiten haben als Interessenvertre
tungen Betroffener einen anerkannten 
Platz im Gesundheitssystem. Sie ergänzen 
die Angebote der gesetzlichen und privaten 
Gesundheitsversorgung und können bei der 
Wahrung von Patientenrechten in speziel‑
len Krankheitsfällen hilfreich sein. 

Unter der Adresse www.vzbv.de  
finden Sie die Verbraucherzentrale in 
Ihrer Nähe.

Eine Liste von Selbsthilfegruppen ist 
über die Nationale Kontakt- und  
Informationsstelle zur Anregung und 
Unterstützung von Selbsthilfegruppen  
(NAKOS) www.nakos.de erhältlich.

FACHANWÄLTE FÜR MEDIZINRECHT

»Fachanwalt für Medizinrecht« dürfen sich 
nur solche Anwälte nennen, die ihr speziali‑
siertes Wissen durch Prüfungen in diesem 
Fachgebiet nachgewiesen haben und eine 
ausreichende Anzahl von bearbeiteten 
Fällen vorweisen können. Es besteht eine 
jährliche Fortbildungspflicht.

Sie können bei der Prüfung eines Behand‑
lungsfehlers in jedem Verfahrensstadium 
einen solchen Fachanwalt einschalten.

Kommt es wegen eines Behandlungs‑ 
fehlers zu einem gerichtlichen Verfahren, 
ist in der Regel eine anwaltliche Vertretung 
notwendig. Eine rechtliche Vertretung 
durch die gesetzliche Krankenversicherung 
ist nicht möglich.
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EIGENE AUFZEICHNUNGEN

Haben Sie die Vermutung, dass bei Ihnen 
ein Behandlungsfehler vorliegt, sollten 
Sie nach Möglichkeit folgende Informati-
onen zusammentragen:

• �Eine Auflistung aller Behandlungster‑
mine, die im Zusammenhang mit dem 
vermuteten Behandlungsfehler stehen 

• �Ein Gedächtnisprotokoll des Behand‑
lungsablaufs, in dem Sie unter anderem 
folgende Fragen beantworten sollten: 

	-  �Welche Beschwerden traten wann 
auf?

	-  �Welche Diagnosen wurden wann 
gestellt? 

	-  �Welche Medikamente wurden ein
genommen, welche medizinischen  
Anwendungen verordnet? 

	-  Welche Absprachen wurden getroffen?  
	-  �Worüber wurde ärztlicherseits  

aufgeklärt bzw. nicht gesprochen? 

• �Namen und Anschriften der verantwort‑ 
lichen Ärztinnen oder Ärzte sowie mög‑ 
licher Zeugen

IN DER REGEL MÜSSEN SIE ALS BETROFFENE BZW. BETROFFENER EINEN 
VERMUTETEN BEHANDLUNGSFEHLER NACHWEISEN.  
 
DESHALB IST ES WICHTIG, DEN BEHANDLUNGSVERLAUF MÖGLICHST 
LÜCKENLOS ZU DOKUMENTIEREN. GRUNDLAGE DAFÜR SOLLTEN SOWOHL 
IHRE EIGENEN AUFZEICHNUNGEN WIE AUCH BELEGE UND DIE PATIENTEN
BEZOGENE DOKUMENTATION DER ODER DES BEHANDELNDEN SEIN.

• �Art und Umfang der Gesundheitsschäden, 
mögliche Atteste etc. 

• �Beschreibung der Auswirkungen auf das 
Berufs- und Privatleben (Einschränkun‑
gen, Verdienstausfall, Fahrtkosten etc.) 
sowie Belege dafür 

• �Rechnungen

DOKUMENTATION DES
BEHANDLUNGSVERLAUFS
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DIE ÄRZTLICHE  
DOKUMENTATIONSPFLICHT 
UND IHR RECHT AUF  
EINSICHTNAHME

Ärztinnen und Ärzte sind  
verpflichtet, wesentliche 
Behandlungsschritte in einer 
Patientenakte zu dokumen‑
tieren. Sie haben das Recht, 
diese Dokumentation einzu‑
sehen und auf eigene Kosten 
Kopien anzufertigen oder 
anfertigen zu lassen.  
Die Patientenunterlagen  
sollten Sie schriftlich mit der 
Bitte um unverzügliche Über‑
sendung anfordern.
Im Todesfall der oder des  
Versicherten können auch 
Erben oder nahe Angehörige 
die Behandlungsunterlagen 
einsehen, wenn eine entspre‑
chende Patientenverfügung 
vorliegt oder wenn dies dem 
mutmaßlichen Willen des 
Verstorbenen entspricht.

BEWEISLAST UND BEWEISERLEICHTERUNG

Bei der Verfolgung eines Behandlungsfehlers trägt 
grundsätzlich die Patientin bzw. der Patient die Beweis‑
last. Das heißt: Sie müssen nachweisen, dass die verant‑
wortliche Ärztin oder der verantwortliche Arzt den 
Behandlungsfehler und den eingetretenen Schaden  
verursacht hat. Allerdings ist der ursächliche Zusammen‑
hang zwischen Behandlungsfehler und eingetretenem 
Gesundheitsschaden oft schwer zu rekonstruieren. Dabei 
kann ein medizinisches Gutachten des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung helfen.
Beweiserleichterungen ergeben sich unter anderem, 
wenn im Rahmen einer Behandlung gegen bewährte 
Behandlungsregeln oder gesicherte medizinische 
Erkenntnisse verstoßen worden ist und der medizinische 
Gutachter dies als nicht mehr nachvollziehbar bezeichnet. 
Dann spricht man von einem »groben« Behandlungsfehler.  
In einem solchen Fall muss die Behandlungsseite den 
Nachweis erbringen, dass der Gesundheitsschaden auch 
ohne den Fehler eingetreten wäre.
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GÜTLICHE EINIGUNG

Ist ein Konflikt- oder Schadensfall einge‑
treten, ist es ratsam, zuerst das Gespräch 
mit den verantwortlichen Behandelnden 
zu suchen und eine gütliche Einigung 
anzustreben. Dabei können Sie schriftlich 
oder in einem persönlichen Gespräch Ihrer  
Unzufriedenheit mit der Behandlung Aus‑
druck geben oder Ihren Verdacht auf einen 
Behandlungsfehler darlegen. Häufig lassen 
sich so schon Probleme, die auch auf Miss‑
verständnissen oder Fehlinformationen  
beruhen können, aus der Welt schaffen. 
Sie sollten Ihre Zweifel und Bedenken 
schriftlich festhalten und eine Vertrauens‑
person zum Gespräch mit den Behandeln‑
den mitnehmen.

PRÜFUNG DURCH DEN MEDIZINISCHEN 
DIENST DER KRANKENVERSICHERUNG

Beim Verdacht auf einen Behandlungs
fehler kann die BARMER GEK den Medi‑ 
zinischen Dienst der Krankenversicherung 
(MDK) einschalten. Er prüft, ob ein Behand‑
lungsfehler vorliegt. Bei einem begründeten 
Verdacht wird kostenlos ein medizinisches 
Gutachten erstellt. Für die Begutachtung 
müssen alle ärztlichen Dokumentationen 
des Behandlungsablaufs vorliegen.
Der MDK beurteilt den Sachverhalt auf 
Grundlage der vorliegenden ärztlichen 
Dokumentation und der Unterlagen der 
Patientin bzw. des Patienten. Das Gutach‑
ten liegt im Allgemeinen nach etwa sechs 
bis acht Monaten vor.

Gutachten des MDK sind zwar rechtlich 
nicht bindend, werden aber in der Regel bei 
einem außergerichtlichen oder gerichtli‑
chen Verfahren als Entscheidungsgrund‑
lage hinzugezogen. Nicht selten tragen sie 
zu einem Vergleich mit der Haftpflichtver‑ 
sicherung und zur Zahlung von Schadens‑
ersatz bei. Auf diese Weise können in vielen 
Fällen zeitaufwendige und teure Gerichts‑
verfahren vermieden werden.

ES GIBT VERSCHIEDENE AUSSERGERICHTLICHE VORGEHENSWEISEN, MIT 
DENEN EINE EINIGUNG IN KONFLIKT- UND SCHADENSFÄLLEN ZWISCHEN 
DEN BETEILIGTEN ERZIELT WERDEN KANN.

AUSSERGERICHTLICHE
VERFAHREN
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PRÜFUNG DURCH DIE SCHLICHTUNGS‑ 
STELLEN UND GUTACHTERKOMMISSIONEN 
DER ÄRZTEKAMMERN

Die Schlichtungsstellen und Gutachter‑ 
kommissionen der Ärztekammern in den 
einzelnen Bundesländern können ebenfalls 
auf Antrag der Betroffenen den Sachverhalt 
durch ein medizinisches Gutachten klären 
lassen. Die Adressen der Schlichtungsstellen 
und Gutachterkommissionen sind bei der 
BARMER GEK erhältlich und auf Seite 20–21 
aufgeführt. Das Verfahren ist freiwillig, das 
heißt, Patientin oder Patient und Ärztin oder 
Arzt müssen dem Antrag in der Regel 
zustimmen. Die Schlichtungsstelle bzw.  
Gutachterkommission beurteilt im Prüfver‑
fahren anhand der Krankenakte und der 
eigenen Aufzeichnungen des Antragstellers, 
ob ein Behandlungsfehler vorliegt.

Die Bearbeitung kann ein Jahr oder länger 
dauern. Das Gutachten ist in der Regel  
kostenfrei; einzelne zahnärztliche Schlich‑
tungsstellen erheben Gutachtergebühren.
Das Gutachten der Schlichtungsstelle ist 
rechtlich nicht bindend, wird aber in der 
Regel bei einem außergerichtlichen oder 
gerichtlichen Verfahren als Entscheidungs‑
grundlage hinzugezogen.

SONDERFALL  
ZAHNERSATZ-BEHANDLUNG

Im Falle von Meinungsverschiedenheiten  
zwischen Patientin bzw. Patient und Zahn‑
ärztin bzw. Zahnarzt, beispielsweise auf‑
grund der Notwendigkeit von Nachbesse‑ 
rungen oder sogar einer Neuanfertigung des 
Zahnersatzes, kann die BARMER GEK den 
Sachverhalt durch einen zahnärztlichen  
Gutachter der regionalen Kassenzahnärzt‑ 

lichen Vereinigung prüfen lassen. Werden 
Mängel festgestellt, muss die verantwort‑
liche Zahnärztin oder der verantwortliche 
Zahnarzt im Regelfall die Möglichkeit zur 
Fehlerkorrektur erhalten. Anderenfalls 
kann zum Beispiel die Durchsetzung eines 
Anspruches auf Schadensersatz Probleme 
bereiten.

Nur in bestimmten Fällen werden ein 
Behandlungsabbruch und die Weiter‑ 
behandlung durch eine andere Zahnärztin 
bzw. durch einen anderen Zahnarzt an‑ 
erkannt. Das ist im Regelfall nur dann 
möglich, wenn der Zahnersatz nachweis‑
lich unbrauchbar und die weitere Behand‑
lung bei der oder dem ursprünglich 
Behandelnden unzumutbar ist oder von 
zahnärztlicher Seite Nachbesserungen 
abgelehnt werden. Die Unbrauchbarkeit 
des Zahnersatzes muss durch einen  
Gutachter festgestellt werden.

BESCHWERDE BEI DER  
ÄRZTEKAMMER

Manchen Versicherten geht es in erster 
Linie darum, ihre Unzufriedenheit mit der 
Behandlung in der Praxis oder im Kranken‑
haus auszudrücken. In diesem Fall ist eine 
offizielle Beschwerde möglich. Sie kann 
bei der zuständigen Ärztekammer vor‑ 
getragen werden. Von der Ärztekammer 
wird in der Folge dann geprüft, ob ein  
Verstoß gegen das Berufsrecht vorliegt 
und eine berufsrechtliche Maßnahme 
erforderlich ist. Je nach Schwere der 
Schuld ist etwa eine Rüge oder ein  
Ordnungsgeld möglich.
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IST EINE AUSSERGERICHTLICHE EINIGUNG GESCHEITERT, KANN ERWOGEN 
WERDEN, OB MÖGLICHERWEISE DER GERICHTSWEG SINNVOLL UND 
ERFOLGVERSPRECHEND IST.

Vor dem Zivilgericht können von Patien‑ 
tinnen bzw. Patienten oder Erbinnen bzw. 
Erben Schadensersatzansprüche geltend 
gemacht werden, zum Beispiel Schmer‑
zensgeld. Bei der Verfolgung eines 
Behandlungsfehlers trägt grundsätzlich 
die Patientin bzw. der Patient die Beweis‑
last (siehe Seite 13). Das Gericht lässt in 
der Regel Gutachten durch gerichtlich 
bestellte Sachverständige erstellen. Hier‑
bei fallen zusätzliche Kosten an. Zu beden‑
ken ist, dass medizinische Schadensfälle, 
die manchmal durch mehrere gerichtliche 
Instanzen gehen, meistens langwierig und 
wegen Anwalts-, Gerichts- und Sachver‑
ständigenkosten teuer sind.

VERJÄHRUNG

Die Verjährungsfrist für Schadensersatz‑ 
ansprüche beträgt 3 Jahre. Sie beginnt mit 
dem Ende des Jahres, in dem die Patien‑ 
tin bzw. der Patient von dem Behand‑
lungsfehler und seiner Verursacherin bzw. 
seinem Verursacher erfahren hat oder ihr 
bzw. ihm dies hätte ersichtlich sein müssen 
(grob fahrlässige Unkenntnis).

Ein Schadensersatzanspruch kann  
mit Eintritt der Verjährung nicht mehr 
durchgesetzt werden.

ZIVILVERFAHREN
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Bei einem Strafverfahren ermittelt die 
Staatsanwaltschaft, ob eine Ärztin oder 
ein Arzt strafrechtlich verantwortlich ist, 
da ihr oder ihm beispielsweise fahrlässige 
Körperverletzung vorzuwerfen ist. Es geht 
hierbei nicht um Schadensersatz. 
Erstattet eine Patientin oder ein Patient 
bei der Staatsanwaltschaft Strafanzeige, 
verzögert dies häufig die Regulierung der 
Schadensersatzansprüche, da die Haft‑
pflichtversicherungen den Ausgang dieses 
Verfahrens abwarten.

STRAFVERFAHREN
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ANWALTS- UND GERICHTSKOSTEN

In Prozessen um Behandlungsfehler und Arzthaftung 
geht es in der Regel um hohe Schadensersatzforderun‑
gen oder um Rentenansprüche. 
Bei einer Zivilklage ist der sogenannte Streitwert aus‑
schlaggebend für die Höhe der Kosten. Der Streitwert 
ist die finanzielle Forderung, die im Prozess erstritten 
werden soll. Durch Anwalts-, Gutachter-, Verfahrens- 
und Gerichtsgebühren entstehen so schnell hohe  
finanzielle Belastungen. 
Diese Kosten muss die Klägerin oder der Kläger mit 
dem Risiko vorstrecken, das Geld zu verlieren, wenn die 
Klage verloren oder nur ein Teilerfolg erzielt wird.  
Aus diesem Grund ist es wichtig, sich vor einem Ver‑
fahren über alle möglicherweise anfallenden Kosten zu 
informieren und den Kostenrahmen bzw. die erforder‑ 
liche Kostendeckung genau abzuschätzen.

RECHTSSCHUTZVERSICHERUNG

Ist eine Rechtsschutzversicherung vorhanden, muss 
frühzeitig mit der Versicherung geklärt werden, ob  
diese die Kosten übernimmt.

BERATUNGS- UND  
PROZESSKOSTENHILFE

Im Fall eines außergericht‑ 
lichen Verfahrens kann über 
das Amtsgericht geprüft  
werden, ob ein rechtlicher  
Anspruch auf Beratungshilfe 
besteht. Dies ist unter ande‑
rem der Fall, wenn die Kosten 
für die Beratung durch den 
Rechtsanwalt nicht bezahlt 
werden können.
Bei geringem Einkommen und 
fehlendem Vermögen kann vor 
dem Beginn einer gerichtlichen 
Auseinandersetzung ein  
Antrag auf Prozesskostenhilfe 
gestellt werden. Dies ist  
jedoch nur dann möglich, 
wenn keine Rechtsschutz‑ 
versicherung vorhanden ist, 
von der die Kosten einer Bera‑
tung oder eines Prozesses 
übernommen werden können. 
Wird dem Antrag auf Bera‑
tungs- und Prozesskostenhilfe 
stattgegeben, trägt der Staat 
die Verfahrenskosten des  
Antragstellers ganz oder teil‑
weise. Verliert die Klägerin 
oder der Kläger jedoch den 
Prozess, muss sie oder er für 
die Anwaltskosten der Gegen‑
seite aufkommen. Deswegen 
sollte gut überlegt werden, ob 
ein Prozess angestrebt werden 
soll.

INFORMATIONEN DER BARMER GEK, BERA-
TUNG DURCH DIE BARMER GEK UND DIE 
BEGUTACHTUNG DURCH DEN MEDIZINISCHEN 
DIENST DER KRANKENVERSICHERUNG SIND 
KOSTENLOS. 
 
DIE VORGERICHTLICHE EINSCHALTUNG EINES 
FACHANWALTES SOWIE DER SICH SPÄTER 
ANSCHLIESSENDE GERICHTSWEG KÖNNEN 
IHNEN ERHEBLICHE KOSTEN VERURSACHEN.  
DIE KRANKENVERSICHERUNGEN DÜRFEN 
WEDER DIE ANWALTS- NOCH DIE MÖGLICHEN 
GERICHTSKOSTEN ÜBERNEHMEN.

KOSTEN UND KOSTENTRÄGER



BERATUNG BEI FRAGEN ZUM VORGEHEN
• �Geschäftsstellen der BARMER GEK
• �Unabhängige Patientenberatung (UPD)
• �Verbraucherzentralen
• �Selbsthilfegruppen

GÜTLICHE EINIGUNG
• �Gespräch mit der Ärztin oder dem  

Arzt führen 
• �Vorab schriftlich Stichworte und  

Argumente sammeln
• �Vertrauensperson mitnehmen
 
DOKUMENTATION VON  
BEHANDLUNGSMÄNGELN
• �Wichtige Daten, Termine und Namen  

(Ärztinnen, Ärzte, Zeugen) notieren
• �Patientenakte einsehen, Kopien  

erstellen
• �Rechnungen und andere Belege  

sammeln

MEDIZINISCHER DIENST DER  
KRANKENVERSICHERUNG 
(KONTAKT ÜBER DIE BARMER GEK)
• �Kostenfreies Gutachten anfordern 

GUTACHTER- UND SCHLICHTUNGS‑ 
STELLEN DER ÄRZTE- UND  
ZAHNÄRZTEKAMMERN
• �Kostenfreies Gutachten anfordern
• �Gutachtenantrag persönlich und  

schriftlich stellen

ZIVILGERICHT
• �Schadensersatz einklagen

RECHTSSCHUTZVERSICHERUNG
• �Prüfen, ob der Fall von der Rechts‑

schutzversicherung abgedeckt wird

STRAFVERFAHREN GEGEN DIE  
ÄRZTIN BZW. DEN ARZT BEI DER 
STAATSANWALTSCHAFT
• �Strafverfahren gegen die Ärztin oder  

den Arzt einleiten 

BESCHWERDE GEGEN DIE ÄRZTIN  
BZW. DEN ARZT
• �Beschwerde bei der Ärztekammer/  

beim Krankenhaus einlegen

BEI DER FOLGENDEN AUFZÄHLUNG HANDELT ES SICH NICHT UM  
EINE ZEITLICHE ABFOLGE, SONDERN UM EINZELNE SCHRITTE, DIE ZU 
BEACHTEN SIND. VORAUSSETZUNG IST, DASS DIE VERJÄHRUNGSFRIST 
(SIEHE SEITE 16) NOCH NICHT ABGELAUFEN IST.

WAS TUN BEI EINEM
VERMUTETEN
BEHANDLUNGSFEHLER?

19
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Folgende Schlichtungsstellen und Gut‑
achterkommissionen unterstützen Sie 
darüber hinaus bei einem vermuteten 
Behandlungsfehler: 

Gutachterkommissionen im 
Bereich der  Landesärztekammer 
Baden-Württemberg bei den 
Bezirksärztekammern:
•  Gutachterkommission bei der Bezirks‑

ärztekammer Nordwürttemberg
Jahnstraße 5 
70597 Stuttgart
Tel. 0711 769 81‑ 0
www.aerztekammer-bw.de

•  Gutachterkommission bei der 
Bezirksärztekammer Nordbaden
Keßlerstraße 1 
76185 Karlsruhe
Tel. 0721 59 61‑ 0
www.aerztekammer-bw.de

•  Gutachterkommission bei der 
Bezirksärztekammer Südbaden
Sundgauallee 27
79114 Freiburg
Tel. 0761 600 ‑ 470
www.aerztekammer-bw.de

•  Gutachterkommission bei der
Bezirksärztekammer Südwürttemberg
Haldenhaustraße 11
72770 Reutlingen
Tel. 07121 917‑ 0
www.aerztekammer-bw.de

Gutachterstelle für Arzthaftungsfragen 
bei der Bayerischen Landesärzte kammer
Mühlbaurstraße 16
81677 München
Tel. 089 30 90 483 ‑ 0
www.blaek.de

Gutachter- und Schlichtungsstelle bei 
der Landesärztekammer Hessen
Im Vogelsgesang 3
60488 Frankfurt am Main
Tel. 069 97672‑0
www.laekh.de

Gutachterkommission für ärztliche 
Behandlungsfehler bei der 
Ärztekammer Nordrhein
Tersteegenstraße 9
40474 Düsseldorf
Tel. 0211 43 20‑0
www.aekno.de

INDIVIDUELLE UNTERSTÜTZUNG UND 
AUSFÜHRLICHE BERATUNG BEI EINEM 
VERMUTETEN BEHANDLUNGSFEHLER 
ERHALTEN SIE BEI DER BARMER GEK.

RAT UND
HILFE
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Schlichtungsausschuss zur Begutachtung 
ärztlicher Behandlungen bei der Landes-
ärztekammer Rheinland-Pfalz
Deutschhausplatz 3
55116 Mainz
Tel. 06131 28 82 20
www.laek-rlp.de

Gutachterstelle für Arzthaftungsfragen
der Sächsischen Landesärztekammer
Schützenhöhe 16
01099 Dresden
Tel. 0351 82 67‑130
www.slaek.de

Gutachterkommission für Arzthaftpflicht-
fragen der Ärztekammer Westfalen-Lippe
Gartenstraße 210 –214
48147 Münster
Tel. 0251 929‑9100
www.aekwl.de

Schlichtungsstelle für Arzthaftpflichtfragen
der Norddeutschen Ärztekammern
Hans‑Böckler‑Allee 3 
30173 Hannover
Tel. 0511 380 ‑ 2416 /‑2420
www.norddeutsche-schlichtungsstelle.de

in der die folgenden Ärztekammern 
zusammengeschlossen sind:
•  Ärztekammer Berlin
•  Landesärztekammer Brandenburg
•  Ärztekammer Bremen
•  Ärztekammer Hamburg
•  Ärztekammer Mecklenburg‑Vorpommern
•  Ärztekammer Niedersachsen
• Ärztekammer Saarland
•  Ärztekammer Sachsen‑Anhalt
•  Ärztekammer Schleswig‑Holstein
•  Landesärztekammer Thüringen

Weitere Informationen unter: 
www.bundesaerztekammer.de 
(Startseite »Patienten«) 

Broschüre: Wegweiser: Gutachter- und 
Schlichtungsstellen bei den Ärztekammern
Stand: Juni 2013, 
Bundesärztekammer, 10623 Berlin   

Unabhängige Patientenberatung
Deutschland (UPD)
Anfragen können Sie über das bundesweite 
kostenfreie Beratungstelefon sowie online 
über die Internetseite der UPD stellen.
Weitere Informationen zur UPD finden 
Sie unter: 
www.unabhaengige-patientenberatung.de

Verbraucherberatungszentralen
Unter der Adresse www.vzbv.de finden
Sie Verbraucherberatungsstellen in
Ihrer Nähe.

Selbsthilfegruppen
Nähere Informationen unter:
www.nakos.de

Schlichtungsausschuss zur Begutachtung 



22

Bundesministerium für Gesundheit:  
www.bmg.bund.de/praevention/patientenrechte 

Weitere Informationen zu Patientenrechten finden Sie unter:  
www.barmer-gek.de/s000129: »Ihre Rechte von A bis Z«.

DAS KÖNNTE SIE INTERESSIEREN: 
Arztsuche mit dem BARMER GEK Arztnavi
Sind Sie auf der Suche nach einer passenden Arztpraxis? Mit dem BARMER GEK  
Arztnavi ist das ganz einfach. Es zeigt Ihnen Ärztinnen und Ärzte in Ihrer Umgebung – 
deutschlandweit. Mehr unter: www.barmer-gek.de/a000130

Krankenhaussuche mit dem BARMER GEK Krankenhausnavi
Das BARMER GEK Krankenhausnavi beantwortet alle wichtigen Fragen, die Sie auf der 
Suche nach einem geeigneten Krankenhaus haben, unter anderem Anzahl der Behand‑
lungsfälle, Qualitäts- und Strukturangaben der Kliniken und Weiterempfehlung durch 
andere Patienten. Mehr unter: www.barmer-gek.de/a000006

* 	 Anrufe aus dem deutschen Fest- und Mobilfunknetz sind für Sie kostenfrei.
**	Näheres zum Teledoktor und zu anderen Serviceangeboten unter www.barmer-gek.de

Unsere Expertenteams beraten Sie auch bei einem vermuteten Behandlungsfehler.  
Das Behandlungsfehler-Telefon erreichen Sie über unseren kostenfreien Telefonservice, 
der an sieben Tagen in der Woche rund um die Uhr besetzt ist:  
0800 333 1010* 

Selbstverständlich sind wir auch persönlich für Sie da und beraten Sie in unseren 
Geschäftsstellen. Besuchen Sie uns oder nutzen Sie unseren Online-Service unter:  
www.barmer-gek.de 

Der BARMER GEK Teledoktor** steht Ihnen für Fragen zu Ihrer Gesundheit, zu  
Medikamenten oder auch Therapien zur Verfügung. Medizinische Experten beantworten 
Ihre Fragen rund um die Uhr an sieben Tagen in der Woche: 
0800 333 3500*

WEITERE
INFORMATIONEN
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IHRE NOTIZEN

AKTION SAUBERE HÄNDE
Die »Aktion Saubere Hände« ist eine nationale Kampagne  
zur Verbesserung des Händedesinfektionsverhaltens in  
deutschen Gesundheitseinrichtungen.  
Mehr unter: www.aktion-sauberehaende.de

Die BARMER GEK unterstützt die Kampagne.



www.barmer-gek.de

DIESE BROSCHÜRE BIETET IHNEN AUSFÜHRLICHE 
INFORMATIONEN ZUM THEMA BEHANDLUNGSFEHLER.

Die BARMER GEK unterstützt Sie durch umfassende Informationen 
und kompetente Beratung bei einem vermuteten Behandlungsfehler. 

Weiterhin hilft sie Ihnen bei der Entscheidung für bestimmte 
Beratungsangebote, Anlaufstellen sowie Vorgehensweisen und 
steht Ihnen bei der Beantragung von Gutachten zur Seite. 62
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